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bei. Der Herr Oberpräsident stellte aus Lotteriemitteln 2000 H^ zur Verfügung. Der Provinzial-
ausschußbewilligte in den Jahren 1930 und 1931 je 6000 H^s.

Das prächtige Chorgestühlmit seinen reichen Schnitzereien ist im 19. Jahrhundert mehrfach über¬
strichen und schwer entstellt worden; das gleiche gilt von dem großartigen Orgelprospekt, den Seiten¬
altären und der Kanzel. In diesem Jahre sollen auch diese letzten Teile der herrlichenAusstattung ge¬
reinigt und gesichert werden. Mit dem Chorgestühlund dem schmiedeeisernen Abschlußgitterwar be¬
reits im vergangenen Jahre der Anfang gemacht worden durch Freilegung der alten Faffung au den
Vorderansichten,wobei der ganze Reiz der feinabgestuften Vergoldung zutage trat. Hierzu hatte der
Landeshauptmann eine Beihilfe von 750 H^L, der Rheinische Verein für Denkmalpflege und
Heimatfchutz 300 H^< und die Staatsregierung nachträglich noch 750 H^L zur Verfügung gestellt. Für
diefes Jahr wird ein weiterer Zuschußin Höhe von 6000 H^L erbeten.

Knlage l7.
lDrucksllcheNr.l«.

Vericht
des provinzialausschusses über die OandesbanK der Nheinprovinz.

Der Provinzialausschußlegt in der Anlage dem Provinziallandtage einen Bericht der von ihm ein¬
gesetzten Kommission über die Landesbank der Rheinprovinz vor. Der Bericht der Kommission ist vom
Provinzialausschußgebilligt worden.

Düsseldorf, den 20. April 1932.

Der Provinzialausschuß:
Dr. Adenauer, Dr. Horion,

Vorsitzender. Landeshauptmann.

Knlage.
Vericht

über die candesbank der Nheinprovinz.
Erstattet von der vom Provinzialausschuß eingesetztenPrüfungskommission.

I. Allgemeiner Überblick über Aufbau und Aufgaben der Landesbank sowie über die Entwicklung
ihres Geschäfts bis zur Zahlungsstockungim Juli 1931.

II. Nähere Erörterung der Ursachen,die zur Zahlungsstockungführten.
III. Gegenwarts- und Zukunftsfragen. _____

I. Allgemeiner Überblick Über Aufbau und Aufgaben der Landesbank sowie über die Entwicklung
ihres Geschäfts bis zur Zahlungsstockung im Juli 1931.

Die Landesbank der Rheinprovinz ist eine gemeinnützige Anstalt des Provinzialverbandes der Nhein¬
provinz für Rechuuug und unter Gewährleistung desfelben (§ 2 der Satzung). Sie ist hervorgegangen
aus der ehemaligen Provinzial-Hilfskaffe und zwar auf Grund des Befchlufsesdes 33. Nheinifchen
Provinziallandtags vom 17. Februar 1888. Als Anstalt des öffentlichenRechts hat fie die Rechte einer
juristischenPerson.

Satzungsgemäß hat sie „in erster Linie die Aufgabe, die Bevölkerung, die Gemeinden und die Ge¬
meindeverbände in der Provinz mit billigem Grund- und Kommunalkreditzu versorgen. Daneben ist
sie berufen, den gesamten öffentlichenGeld- und Kreditverkehrin der Provinz im allgemeinenInteresse
zu Pflegen und fördernd zusammenzufassen"(§ 1). In Erfüllung des letzterenZweckes beforgt fie ins¬
besonderelassen-, finanz- und bankgeschäftliche Angelegenheiten der Provinzialverwaltung und nimmt
sie die Geschäfteder Giro- und Geldzentrale der öffentlichenSparkafsen und kommunalen Geld- und
Bankanstalten wahr (§ 4). Der Gemeinnützigkeitihres Charakters entsprichtes, daß sie sich an gemein¬
nützigen Unternehmungen innerhalb der Provinz zu beteiligen hat (§ 4). Im übrigen ist sie befugt, die
in der Satzung festgelegten Bankgefchäftenach Maßgabe der vom Verwaltungsrat gutzuheißenden
Richtlinien zu betreiben. Im Jahre 1929 hat die Landesbank als befondereAbteilung eine öffentliche
Baufparkasse eröffnet.
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Ihre Betriebsmittel bestehen:
1. aus dem durch die Provinzialverwaltung überwiesenen Stammkapital,
2. aus einer Verstärkung dieses Kapitals durch Einlagen der Gewährsverbände rheinischeröffentlicher

Kassen nach Maßgabe des mit dem Provinzialausschußzu vereinbarenden Vertrags (welche Satzungs¬
bestimmung derart durchgeführt wordeu ist, daß sich die rheinischenSparkassen mit Einlagen be¬
teiligten),

3. aus den Rücklagender Landesbank und
4. aus dem Ertrage von Schuldverschreibungen.

Gemäß § 6 Ziffer 2 der Satzung ist die Bank jedoch auch berechtigt, Gelder auf lange Frist gegen
Schuldscheine sowie kurzfristig im Depositen-, Kontokorrent-, Giro- und Scheckverkehr zur verzinslichen
Anlage anzunehmen.

Neben den durch die Ausgabe von Pfandbriefen und Schuldverfchreibungenerworbenen Mittel
tonnen in der Regel noch bis zu 20 ^ der auf längere Frist hereingenommenenDepositen zur Hergäbe von
langfristigen Darlehen herangezogen werden (§ 5 letzter Absatz).

Die Organe der Landesbant sind:
3,) die Generaldirektion und die Generaldirektoren,
d) der Verwaltungsrat,
o) der Provinzialausschuß und Provinziallcmdtag.

Der Generaldirektion obliegt satzungsgemäßdie Verwaltung der Landesbank. Jedoch hat tat¬
sächlich die oberste und entscheidende Leitung des Gesamtgeschäftsin den Händen der Generaldirek¬
toren gelegen.

Aufgabe des Verwaltungsrats ist die Aufficht über die gesamte Geschäftsführungund die all¬
gemeine Regelung des Geschäftsverkehrs.

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus den Mitgliedern mit beschließender Stimme, die
teils beamtete Mitglieder sind und teils vom Provinzialausschuß, teils vom Rheinisch-Westfälischen
Spnrkassenverbandals ihre Vertreter gewählt worden sind, und den vom Provinzialausschußgewählten
Mitgliedern mit lediglich beratender Stimme.

Im einzelnen setzt sich der Verwaltungsrat wie folgt zusammen:

1. Mitglieder mit beschließender Stimme:
a) von Amts wegen:
Landeshauptmann Dr. Horion, stellvertretender Vorsitzender,
Generaldirektor der Landesbant Bel,
Generaldirektor der Landesbant Bernegau;

d) vom Provinzialausschuß gewählt:
Mitglieder: Stellvertreter:

Oberbürgermeister Dr. Adenauer, Vorsitzender, Rechtsanwalt Dr. Esch,
WeingutsbesitzerAndres, Oberbürgermeister Dr. Lehr,
Geh. Komm.-Rat Dr. Hagen, Oberbürgermeister a. D. Gielen,
Rittergutsbesitzer Heuser, Rechtsanwalt Loenartz,
Direktor Hoff, Geschäftsführer Nordmann,
Oberbürgermeister Dr. Iarres, Rechtsanwalt und Notar Vielhaber,
Stadtverordneter Sanders, Polizeipräsident Elfes,
Schriftleiter Steinbüchel; NeichsangestellterMüller;

«) vom Rheinisch-Westfälischen Spartassenverband gewählt:
Landrat Dr. Boden, Landrat Dr. Pohl,
Sparkassendirektor Fahlbusch, Sparkassendirektor Stollberg,
Bürgermeister Grootens, Beigeordneter Dr. Witten,
Bürgermeister Kintzen, Bürgermeister Angermann,
Bürgermeister Dr. Matzerath, Beigeordneter Dr. Odentirchen,
Sparkassendirektor Muth. Sparkassendirektor Höller.

2. Mitglieder mit beratender Stimme:
Angestellter Dunder, Expedient Vetzhold.
Olonomierat Kemmann, —
GutsbesitzerJosef Pauli. —
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Zu den Funktionen des Provinzialausfchusses und des Provinziallandtages gehört in der
Hauptsachedie Oberaufsichtüber die Geschäftsführungund die Festlegung allgemeiner Richtlinien für
den Geschäftsverkehrder Landesbank (§§ 15 und 16).

Den allgemeinen Nahmen für die Geschäfte der Landesbank gibt die Satzung. Daneben bestanden
die alten Geschäftsanweisungenvom 17. Dezember 1907 und vom 25. Juni 1918. Diese Bestimmungen
sind, soweit sie von Bedeutung waren, in die neue Satzung vom 25. Mai 1927 aufgenommen worden.
Eine Bestimmung darüber, daß der Verwaltungsrat die Genehmigung von Einzeld«riehenauszusprechen
hatte, ist in der Satzung nicht enthalten.

Im Juli 1931 ist die Verwaltung der Landesbank unter Nusschaltuugaller ihrer Organe dem von
der Reichs- und Staatsregierung bestellten Staatskommissar übertragen worden.

Die Generaldirektoren sind zunächst unter Aufsicht des Staatskommissars noch im Amte geblieben.
Zugleich mit der Anordnung einer Revision durch die DeutscheNevisions- und Treuhand-Gesellschaft
am 16. November 1931 hat dann der Herr preußische Minister des Innern erklärt, daß er es für not¬
wendig halte, daß die beiden Generaldirektorender Landesbankzunächst während der Dauer der Revision
ihre Dienstgeschäfte nicht ausüben. Die Generaldirektoren hätten daher bis auf weiteres sich als beur¬
laubt zu betrachten.

Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt erfolgt alfo die Verwaltung der Landesbank ausschließlich durch
den von der Reichs- und Staatsregierung bestellten Herrn Staatskommissar.

Die Hauptaufgabe der Landesbank— Pflege des Grund- und Kommunalkredits— wurde bis zum
Kriege durch die Begebung von Nheinprovinzanleihen erfüllt, deren Gegenwert in Hypotheken und
Kommunalanleihen angelegt wurde. Der Umlauf dieser Anleihen betrug Ende 1914 zirka 615 Millionen
Mark. Der Krieg machte der weiteren Begebung ein Ende. In Anbetracht der zu dieser Zeit zu er¬
füllenden großen kommunalenAufgaben ging man damals erstmalig dazu über, die kommunalenGeld¬
bedürfnisse gegen Gewährung kurzfristiger, jederzeit kündbarer Darlehen zu befriedigen,nnd zwar
in der Hauptsachegegen Unterlage von mündelsicherenWertpapieren und im Wege des Wechsel-
tredits. (Siehe Geschäftsbericht1915 Seite 3.) Die im Jahre 1915 erfolgenden erstmaligenAuszah¬
lungen für diefe Art von Darlehen beliefen sich auf den hohen Betrag von rund 420 Millionen Mark.

Nach Beendigung der Inflation wurde der Landesbank das schwierigeProblem gestellt, die zahl¬
reichen Aufgaben, die gerade der Rheinprovinz als Folge von Krieg, Inflation und Besatzung zufielen,
zu lösen. Eine Begebung von langfristigen Anleihen war 1924 und 1925 nicht möglich. So trat denn
die Landesbank an den kurzfristigen Geldmarkt heran, um ihn für die in Frage kommendenZwecke aus¬
zunutzen. Zum Teil dienten die auf diese Weise hereingenommenen Gelder der Befriedigung echten,
sachlich berechtigten kurzfristigen Kredits, zum andern und zwar größten Teil jedoch als Vorschüsse auf
langfristigeDarlehen, deren Beschaffungim Wege späterer Anleihe- oder Schuldscheiubegebungenins
Auge gefaßt war. Ihrer rechtlichen Form nach waren allerdings auch diese Vorschüsse überwiegend als
Kurzkredite gegeben.

Der Emissionskreditder Landesbank wurde im weitesten Umfange ausgenutzt, insbesondere in den
für AnleihebegebungengünstigenJahren 1926, 1930/1931 durch Anleihen, 1927 bis 1929 durch Hereiu-
nahme von Schuldscheindarlehen.Die Hinderungsgründe, die der völligen Ausschöpfungdes Emissions¬
kredites im Wege standen (Nichtgenehmigungvon Auslandsanleihen usw.)^, in Verbindung mit der Tat¬
sache, daß neben der Konsolidierungfortlaufend ein großer neuer Geldbedarf zu befriedigen war, ließen
die Ziffer der unkonsolidiertenDarlehen jedoch ständig ansteigen.

Ende Mai 1931 waren von einem Gesamtkreditvolumenvon rund 780 Millionen H^Frund die Hälfte,
also etwa 390 Millionen H^, mit innerhalb eines Jahres fällig werdenden Mitteln finanziert.

Im Zusammenhang mit der allgemeinen Geldkrise des Jahres 1931 kam es bei der Landesbank zu
ganz erheblichen Abzügen kurzfristiger Kreditoren, denen sie sich — nachdem von ihr in wenigen Wochen
mindestens 100 Millionen ^?H aus eigenen Mittel zurückgezahlt worden waren — schließlich nicht mehr
gewachsen zeigte. So kam es im Juli 1931 zu der bekanntenZahlungsstockung mit den sich anschließenden
Sanierungsmaßnahmen. (Siehe unter III.)

In der Anlage wird der Status per 30. November 1931, wie ihn die Deutsche Nevisious-und Treu¬
hand-Aktiengesellschaft aufgestellt hat, mitgeteilt.

Über Innenbetrieb und Organisation sagt der Revisionsberichtder DeutschenRevisions- und Treu¬
hand-Gesellschaftfolgendes:

„Der Innenbetrieb ist im großen und ganzen nach modernen Gesichtspunktenorganisiert unter Ver¬
wendung von neuzeitlichentechnischen Hilfsmitteln. Mit der Frage der Zweckmäßigkeit und Wirtschaft¬
lichkeit der Organisation haben wir uns des näheren nicht befaßt. Wir haben jedoch den Gindruck ge¬
wonnen, daß die Organisation im allgemeinen zweckmäßig aufgezogen ist und daß die eingerichteten
Kontroll- und Revisionsstellenin ausreichendemMaße für die Sicherheit der Betriebsführung Gewähr
leisten."

!In der Sitzung des Preußischen Staatsrates vom 2. März 1332 hat der Preußische Finanzminister Klepper darauf
Hingewlesen,daß die „Anleihepolitil, die in den letzten Jahren betrieben worden ist, grundsätzlichdahin orientiert war,
den Bedarf der öffentlichen Körperschaften von den, langfristigen Kapitalmarkt fernzuhalten."
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II. Nähere Erörterung der Ursachen, die zur Zahlungsstockung geführt haben.
Über die Gründe, die zur Zahlungsstockungführten, find in der Öffentlichkeitdie verschiedensten

Meinungen laut geworden. Um eine Klärung nach dieser Richtung hin herbeizuführen, hat bereits un¬
mittelbar im Anschluß an die zutage getretene Zahlungsstockungeine eingehende Prüfung durch die
Zentrale Nevisionsstelledes Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes stattgefunden. (Berichte vom
31. Juli und 19. August 1931.) Diese Berichte sind einer aus vier Herren vom Vorständeund Geschäfts-
führung der Vereinigung von Banken und Bankiers in Rheinland und Westfalen E. V. bestehenden
Kommission zur gutachterlichen Stellungnahme vorgelegtworden. (Gutachtenvom 19. September 1931.)

Auf Wunfch des Preußischen Innenministeriums hat schließlichder Herr Oberpräsident der Rhein¬
provinz Ende vorigen Jahres die Deutsche Revisions- und Treuhand-Aktien-Gesellschaft,Berlin, mit
einer nochmaligenPrüfung der gesamten Verhältnisseund Aufstellungeines Status per 30. November
1931 beauftragt. (Bericht vom 9. März 1932.)

Bereits vorher hatte der Provinzialausschuß aus seiner Mitte die unterzeichnete Drei-Männer-
Kommission eingesetzt mit dem Auftrage „auf Grund Prüfung der vorliegenden Gutachten und sonstigen
Unterlagen einer der nächsten Sitzungen des ProvinzialausschussesVorschläge für eine eventuelle weitere
Stellungnahme zu der Frage der Verantwortlichkeitder leitenden Beamten der Landesbankzu machen".

Die Kommission hat ihre Arbeit sofort aufgenommen und an Hand der bis dahin vorliegenden Gut¬
achten dem Provinzialausschußin der Sitzung vom 30. Oktober 1931 vorläufig folgendenBericht erstattet:

„Bei der Schwierigkeit,die Vorgänge der Vergangenheit, die sich über Jahre hinaus erstrecken,heute
in allen ihren Beziehungen festzustellen und bei der verschiedenen Beurteilung, die diese Vorgänge heute
nach Eintritt einer in diesem Ausmaße von keiner Seite vorauszusehenden Krise finden, können Fest¬
stellungen über Schuld und Verantwortlichkeitnur relativen Wert haben. Eine abschließende Beurtei¬
lung sämtlicherFragen ist zur Zeit noch nicht möglich.

Folgendes kann aber festgestellt werden:
I. Die Kredithergabe der Landesbank an die Kommunen ist vom Verwaltungsrat, dem außer den

Vertretern des Provinzialausschussesauch Vertreter der Sparkassen angehören, niemals grundsätz¬
lich bemängelt, vielmehr in vollem Umfange gebilligt worden.

Nichtig ist, daß ein Mitglied der Generaldirektion in deren Sitzungen in den Jahren 1928 und
1929 Bedenken hinsichtlich des Kommunalkreditgeschäftesgeäußert hat. Bedenken gleicher Art sind
auch im Verwaltungsrat und zwar insbesondere seitens der Generaldirektoren geäußert worden.
Gegenüber diesen Bedenken überwog die Überzeugung, daß den rheinischenKommunen bei der
im Westen besonders starken Wirtfchaftsdepressionin ihrer schwierigen Finanzlage nach Möglichkeit
geholfenwerden müsse. Bei der Abschließung vom Auslandsgeldmartt und der Einengung des lang¬
fristigen Inlandsgeldmarttes war diefe Hilfeleistungnur in der tatsächlich erfolgten Weife möglich.
Nachdem man allerdings die seit Mitte Juni eingetretenen Ereignisse kennt, muß man zu der Über¬
zeugung kommen,daß die Landesbank in bezug auf die Gewährung von Kommuualkreditenzu weit
gegangen ist.

II. Die Landesbank hat keine satzungswidrigenGeschäftegemacht und keine Geschäfte, mit denen ein
Verlust verbunden gewefen ist oder zu erwarten ist. Eine Ausnahme bildet die in einer der letzten
Verwllltungsratssitzungenausdrücklich gutgeheißene Beteiligung an der Sanierung der Rheinischen
Bauernbank, woraus ein Verlust entstehen wird."
Der Provinzialausschuß hat sich diesem Bericht angeschlossen.
Daraufhin unterbrach die Kommissionihre Tätigkeit, weil inzwischen die Deutsche Revisions- und

Treuhand-Aktiengesellschaftvon der Negierung mit der Erstattung eines neuen Berichtes beauftragt
worden war, dessen Ergebnis abgewartet werden sollte.

Auf Grund des nunmehr vorliegenden Gesamtmaterials ergibt sich folgendes Bild:
Als wichtigste Grundlage für die Beurteilung der gesamten Vorgänge muß der Bericht der Deut¬

schen Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaftangesehenwerden, der sich im übrigen hinsichtlichseiner
objektiven Feststellungenim weiten Umfange mit dem Bericht der Zentralen Nevisionsstelledes Deut¬
schen Sparkassen- und Giroverbandes deckt.

Aus dem Bericht sind insbesonderefolgende Gesichtspunkte hervorzuheben, auf die ein näheres Ein¬
gehen erforderlichist:

Anteil der Kommunalkredite an dem Gesamtkreditvolumen.
Verwendung kurzfristig aufgenommener Gelder für langfristigeZwecke nnd die damit im Zusammen¬

hang stehendenFragen der Liquiditätsvorsorge wie des krisenfesten Aufbaues des Gefamtgeschäfts.
Bilanzierungsfragen.
In der Öffentlichkeit ist des weiteren noch erörtert worden die Frage der Zusammensetzungdes Ver-

waltungsrats und der auf dem Umwege über ihn gegebenen Einflutzmöglichteitder Kommunen auf die
Gewährung von Krediten, deren Nutznießerfie selber sind. Auch auf diese Frage wird im Zusammen¬
hang mit der Besprechung der übrigen Gesichtspunkteeinzugehen sein.
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Hiernach würde also insbesondere Stellung zu folgenden Fragen zu nehmen sein:
Frage 1. Konnte die Höhe der Kreditgewährung an die Kommunen im Rahmen des Gesamtgeschäfts

verantwortet werden und wenn nicht, wer trägt die Verantwortung hierfür?
Frage 2. Konnte (neben der Höhe der Kreditgewährnng an sich) insbesondere die Verwendung kurz¬

fristiger Gelder zu langfristigen Investitionszwecken verantwortet werden?
Frage 3. Sind den Generaldirektoren hinsichtlich der Aufgliederung der letzten Bilanz oder hinfichtlich

anderer Angaben in Bilanz oder Geschäftsbericht begründete Vorwürfe zu machen?

Zu Frage 1: Konnte die Höhe der Kreditgewährung an die Kommunen im Rahmen des Gesamt¬
geschäfts verantwortet werden und wenn nicht, wer trägt die Verantwortung hierfür?

Der Bericht der Deutschen Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaft weist daranf hin, daß den
größten Anteil an den Krediten und Darlehen zu jeder Zeit die Kommunen und öffentlich-rechtlichen
Verbände verfchiedenster Art gehabt hätten (per 30. November 1931 rund 676,5 Millionen H^von ins¬
gesamt rund 764 Millionen H^F). Daneben hätten allerdings auch Hypothekendarlehen eine ins Ge¬
wicht fallende Rolle gespielt (per 30. November 1931 zusammen rund 81 Millionen H^L).

Die Zahl von 676,5 Millionen H^ gliedert sich nach den Feststellungen der Kommission wie folgt:
Ausleihungen an die Kommunen und Kommuualverbände..........608,1 Mill. H^s

und zwar an die Provinz............... 74,136 Will. H^5
„ „ Stadtkreise............. 343,038 ,.

(darunter Großstädte über 100 000 Einwohner
313,810 Mill. H^<)
an die Landkreise mit kreisangehörigen Städten
und Landgemeinden............ 191,006 „ „

Ausleihungen an Sparkassen........................ 34,5 „ „
„ Kirchengemeinden ..................... ?,6 „ „
„ Körperschaften des öffentlichen Rechts............ 6,6 „ „
„ Gefellschaften des privaten Rechts'............. 19,7 „

676,5 Mill. H^
Die im vorstehenden wie auch im nachstehenden angeführten, von der Deutscheu Revisions- und

Treuhand-Aktiengesellschaft errechneten Ziffern beziehen fich dem ihr erteilten Auftrage entsprechend in
der Hauptsache auf deu 30. November 1931, alfo auf eiue nach der Zahlungsstockung liegende Zeit. Es
kommt ihnen aber anch für die vorhergehende Zeit ein weitgehender Vergleichswert zu. —

Der Bericht bemerkt zur Frage der Kommunalkredite des weiteren: Die Generaldirektoren hätten
geglaubt, dem an die Landesbank herangebrachten Kreditbedürfnis der Kommunen im weitestgehenden
Maße nachkommen zu müssen. Dabei sei die Beschaffung der gesetzmäßig notwendigen Kreditunter¬
lagen und die Prüfung ihrer formellen Ordnungsmäßigkeit als Unterlage für die Kreditgewährung
im allgemeinen für ausreichend erachtet worden. Die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kommunen fei
dagegen von der Bank bei der Kredithergabe in der Regel nicht geprüft worden, vielmehr habe das
Schwergewicht der Beurteilung insoweit bei den Auffichtsinstanzen der Kommunen gelegen. Gbenfo-
wenig habe fich die Bank auch nach der Kredithergabe mit der Beobachtung der fchuldnerifchen Kom¬
munen im einzelnen befaßt. Dadurch habe fich die Gefchäftsleitung aber felbst der Möglichkeit begeben,
zu überwachen, ob die von ihr gewährten Kredite unter Berücksichtigung der Struktur ihres Passiv-
geschäfts bankpolitisch in allen Fällen noch vertretbar gewesen seien. —

In der Öffentlichkeit ist vielfach die Meinung vertreten worden, daß zumal die großen Kom¬
munen auf dem Umwege über den Verwaltungsrat — deffen Zufammenfetzung fich insofern sehr nach¬
teilig ausgewirkt habe — einen stärkeren Druck auf die Leitung der Bank im Sinne einer weitherzigen
Kreditgewährung ausgeübt hätten. —

Will man die Frage der Verantwortung für die Höhe der Kommunalkredite und ihre Tragbarteit
im Rahmen des Gescimtgeschäfts einer objektiven Prüfung unterziehen, fo ist insbefondere folgendes
zu berücksichtigen:

Bei Aufnahme eines Kredits durch die Kommune wirken nachstehende Stellen mit:
a) die zur Aufnahme des Kredits berufenen kommunalen Instanzen,
d) die staatlichen Aufsichtsbehörden, insoweit sie im Nahmen der gesetzlichen Bestimmungen zur Mit¬

wirkung berufen waren,
e) die Leitung der Landesbank, insbefondere die Generaldirektoren.

Eine unmittelbare Mitwirkung des Verwaltungsrats bei Gewährung der einzelnen Kredite
kommt nicht in Betracht. Der Verwaltungsrat ist indes über die Gesamthöhe der kommunalen Ver-

» In der HauptsacheVerkehrs»und Versorgungsbetriebe, deren GesellschafterKommunen oder Kommunal,
verbände find.
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schuldung und über die Art ihrer Deckung laufend unterrichtet worden uud hat diese Kreditpolitik der
Generaldirektoren gebilligt.

Dies vorausgeschickt, ist zunächst darauf hinzuweisen, daß sich die absolut und relativ hohe Verschul-
duug der Kommunen als Saldo des mit ihnen getätigten Kreditgeschäfts vom Jahre 1924 ab bis Mai 1931
darstellt. Ausgangspunkt für die Prüfung der Berechtigung des bei der Landesbank angemeldeten
Kreditbedarfs ist also das Jahr 1924.

Die damalige Situation zeigt gegenüber der der Vorkriegszeit ein in doppelter Beziehung anders
geartetes Gepräge.

Zum einen: Handelte es sich früher für die Kommunen darum, eiue fortlaufende, den jeweilig auf¬
tretenden Bedürfnissen regelmäßig alsbaldigst gerecht werdende Investitionstätigkeit zu entfalten, so
galt es nunmehr, alles das, was in den langen Jahren der Kriegs- und Inflationszeit notwendigerweife
zurückgestellt werden mußte, wieder nachzuholen. Zehn Jahre der Wertvernichtung, des völligen Still¬
standes kommunaler Investitionstätigkeit, forderten dringend nach einem Ausgleich. Die öffentliche
Wirtfchaft befand fich in einer durchaus ähnlichen Situation wie die private, was schon allein genügt,
um das sprunghaste Ansteigen der kommunalen Verschuldung seit 1924 zu erklären. Schon aus diesem
Gruude mnß daher ein einfacher Vergleich der Progression der kommunalen Vorkriegsschulden mit der
ihrer Nachkriegsschulden zu schiefen Ergebnissen führen.

Hinzu kommt, daß bei den Kommunen gerade jene Verwaltungsaufgaben lagen, die als Folge der
Kriegs- und Inflationszeit und weiter in Anbetracht der fortgeschrittenen Technik besonders große
außerordentliche Aufwendungen erforderlich machten. Es gehören hierher Ausbau uud Betrieb der
Verforgungsunternehmungen (Gas-, Wafser-, Elektrizitätswerke), bei denen durchgreifende Neuerungen
und beträchtliche Ausweitungen größtenteils unvermeidbar waren. Es gehören weiter hierher die Ein¬
richtungen wie Kanalisation und Straßenbau, Wohlfahrtseinrichtuugen für die vielfachen Opfer des
Krieges und der Inflation und schließlich auch nicht zuletzt die durch den jahrelangen Stillstand der
privaten Bautätigkeit bedingten gemeindlichen Maßnahmen zur Beseitigung des drückenden Woh¬
nungsmangels. Bei dem Kapitalbedarf, den beispielsweise der Straßenbau erforderte, fei dabei auf die
in einer Zeit fortschreitender Automobilisieruug des Stadt- und Überlandverkehrs erforderliche neuzeit¬
liche Ausgestaltung des Straßennetzes hingewiesen. Zu vielen dieser Aufgaben wurden die Kommunen
auch veranlaßt durch das Drängen der Reichs- und Staatsregieruug, der Arbeitslosigkeit durch Inan¬
griffnahme öffentlicher Arbeiten entgegenzuwirken. Man hielt damals noch die Arbeitslosigkeit für eine
vorübergehende Erscheinung und verlangte geradezu, daß die Kommunen ihren Kredit benutzen, um
über die Zeit der großen Arbeitslosigkeit hinwegzukommen.

Wie sich aus einer auf den 31. März 1930 abgestellten Berechnung des Statistischen Reichsamtes
— eine ähnliche Aufgliederung für einen fpäteren Zeitpunkt liegt noch nicht vor — ergibt, gliederte sich
die Verwendung der seit der Währungsstnbilisiernng insgesamt aufgenommenen Gemeindefchulden auf
die einzelnen Arbeitsgebiete in Prozentsätzen wie folgt (siehe „Wirtschaft und Statistik" 1931 Seite 877):

Wohnungswesen . . ...................... 25,6^,
Verkehrswesen' ....................... 22,1°/«
Versorguugsbetriebe ..................... 12,6^
Vermögensverwaltung.................... 8,6/^,
Kassenreserve, Deckung von Fehlbeträgen usw.......... 8,2^
Wohlfahrtswesen....................... 6,4^
Verschiedene Unternehmungen ................. 4,7^
Verschiedene Anstalten .................... 5,2^
Bildungswesen....................... 4,5^
Allgemeine Verwaltungszwecke................ 2,1 A,

insgesamt 100^,.

Es darf weiterhin nicht die große Belastung vergessen werden, die den Gemeinden zumal in den
beiden letzten Jahren aus der Arbeitsnot in Verbindung mit dem durch sie bedingten Ausfall an Steu¬
ern und Gebühren entstanden ist. Iu obiger, auf den 31. März 1930 abgestellten Aufgliederung kommt
diese Belastung noch nicht in voller Höhe zum Ausdruck. Denn nicht nur die absolute Höhe dieser Be¬
lastung, sondern auch ihr Verhältnis zu den anderen Lasten hat sich seit jener Zeit nicht unwesentlich
verschoben. Die im Laufe der Jahre 1930 und 1931 von den Kommunen und ihren Spitzenverbänden
aufgestellten Sparprogramme find allein hierdurch illuforisch geworden und haben es daher auch nicht
verhindern können, daß der Versuch zur Konsolidierung der alten schwebenden Schulden scheiterte, im
Gegenteil die kurzfristige Verfchuldung, deren Abbau von den Kommunalverwaltungen felbst als außer¬
ordentlich dringlich angesehen wurde, immer weiter anstieg. An Stelle des früheren Investitionsbedarfs
trat nunmehr die Notwendigkeit, zur einstweiligen Überbrücknng der Haushaltsdefizite neue Kredite
aufzunehmen, die den auf Grund des Sanierungsprogramms zur Umschuldung kommenden Betrag
überschritten und so ein weiteres Anwachsen der kurzfristigen Schulden bewirkten. —

' Straßen, Wasserstraßen und Verkehrsunternehmungen.
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Wenn in der Öffentlichkeit behauptet worden ist, daß die großen Kommunen einen unverhältnis¬
mäßig hohen Anteil an dem Kreditvolumen der Landesbank für sich in Anspruch genommen hätten, so
ist in dieser Beziehung auf nachstehende Aufstellung zn verweisen:

Es erhielten von den an die Kommunen zur Auszahlung gelangten Kreditbeträgen die Stadtkreise
64,1^, die Landkreise einschl. der kreisangehörigen Städte und der Landgemeinden 35,9^. Bei einer
Verteilung lediglich nach der Einwohnerzahl würden dem gegenüber auf die Stadtkreise entfallen 54^
und auf die Landkreise 46^. Bei einer Verteilung lediglich nach der Provinzialumlage, die die praktische
Unterlage für die Haftung des Gewährsverbandes bildet, würden auf die Stadtkreise entfallen 67,3^
und auf die Landkreise 32,7^. Nach einer von der Deutschen Nevisions- und Treuhand-Aktiengesell¬
schaft Berlin vorgenommenen Aufgliederung entfallen von der auf die 12 höchstbeteiligten Städte ent¬
fallende Kreditsumme:

Schuldner

___________________1

Köln ......
Wuppertal ....
Duisburg-Hamborn
Düsseldorf ....
Gladbach-Nheydt .
Mülheim a. d. Ruhr
Essen .......
Solingen.....
Oberhausen....
Nachen ......
Bonn......
Remscheid ....

Einwohnerzahl

Gesamtverschuldung
(ohne Eventullluerlnndlichkeiteu

und ohne Hypothekenkredite)

Betrag
<in 1000 NM.

auf den Kopf der
Bevölkerung

Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt
Stadt

739 200
414 000
442 800
475 200
200 600
134 000
648 700
140 000
194 000
152 000

90 600
102 300

94 093
47 396
40 857
35 129
28 257
22 058
18 445
15 872
15 173
14 268

9 762
6 463

127
114
92
74

141
165

28
113
78
94

108
63

Die vorstehenden Ziffern lasfen aber keinen unbedingten Schluß zu auf die Nettobelastung, die der
Landesbank durch die Inanspruchnahme seitens der einzelnen Kommunen erwachsen ist. Dazu müßten
berücksichtigtwerden die Beträge, die von Instituten der Kommunen, z. B. der Sparkasse der Kommune
oder den Anstalten des Provinzialverbandes bei der Landesbank hinterlegt gewesen sind, sowie ferner die
Beträge, die die Landesbank nicht unmittelbar aus ihren Mitteln gegeben, sondern auf Veranlassung
der betr. Kommune von anderer Stelle zu dem Zweck hereingeholt hat, sie an eine bestimmte Ndresse
unter Berechnung der üblichen Provision weiterzugeben.

Wenn weiterhin darauf hingewiesen wird, daß im Verhältnis zum übrigen Preußen die rheinischen
Kommunen einen ganz besonders hohen Stand der Verschuldung erreicht haben, so ist demgegenüber
darauf hinzuweisen: Dem Nheinlande, das gegenüber anderen Provinzen auf verhältnismäßig engem
Raume eine unverhältnismäßig hohe Zahl von Großstädten aufweist — Großstädte, die fast sämtlich
in der Nachkriegszeit an Kopfzahl und Gebietsausdehnung einen starken Zuwachs erfahren haben —,
mußte aus den oben angeführten Aufgaben, deren Erfüllung fich notwendigerweife gerade für Groß¬
städte ganz besonders vordringlich und ganz besonders kostspieligerwies, auch eine ganz besonders große
Belastung zufallen. Hinzu kam die lange Besatzungszeit, die mit den vielfachen, durch sie verursachten
Schäden zusätzlichen Kostenaufwand erforderte znmal auf dem Gebiete des Straßenbaues.

Wenn trotzdem heute zugegeben werden muß, daß manche kostspielige Ausgabe der Vergangenheit
besser unterblieben wäre, so teilen die rheinischen Kommunen damit nicht nur das Schicksalder gesamten
Wirtschaft der öffentlichen Hand wie der gesamten Privatwirtschaft, sondern auch jedes einzelnen Indi¬
viduums. Heute rückschauend ist allen klargeworden, daß in der Vergangenheit mit hochfliegenden
optimistischen Plänen und deren Verwirklichung des Guten zuviel getan worden ist.

Zur Stellung des Verwaltungsrats ist zu bemerken: Wie bereits eingangs erwähnt, ist es — ihrem
Charakter als gemeinnützige Anstalt des Provinzialverbandes entsprechend — vornehmste Aufgabe der
Landesbank, die Gemeinden und Gemeindeverbände mit billigem Kommunalkredit zu versorgen. Selbst¬
verständlich sollte diese Gemeinnützigkeit ihrer Aufgaben die Landesbank nicht zum Wohlfahrtsiustitut
machen. Aber hat nicht die Vorstellung einer Gemeinnützigkeit in einem anderen Sinne, die
Vorstellung, der bedrängten Wirtschaft in Zeiten der Not mit allen Mitteln zur Seite stehen zu müssen,
nicht auch das Verhalten der privaten Kreditinstitute im weitesten Umfange entgegen allen überlieferten
bankpolitifchen Traditionen bestimmt und sie fast zwangsläufig zu einem Optimismus verführt, dem sie
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unter anderen Verhältnissen niemals gehuldigt hatten? Diese Vorstellung, helfen zu müssen und ohne
leichtfertigen Optimismus helfen zu können, hat denn auch in erster Linie das Verhalten des Verwal-
tungsrats bestimmt.

Seine Zusammensetzung, an der — wie schon erwähnt — verschiedentlich Kritik in der Öffentlichkeit
geübt worden ist, kann mit wirklich stichhaltigen Gründen kaum beanstandet werden. Daß in dem Auf-
sichtsorgan eines Instituts des Provinzialverbandes, dessen Steuerträger die Kommunen sind, auch diese
Kommunen Sitz und Stimme haben müssen, liegt auf der Hand. Wenn zur Zeit sich uuter insgesamt
8 vom Provinzilllausschuß gewählten Mitgliedern 2 leitende Vertreter der Kommunen befinden, so
dürften hiergegen ernstliche Bedenken nicht zu erheben sein.

Aus der gesamten Situation heraus, die für das Auftreten eines starken Kreditbedürfnisses bei den
Kommunen und seiner Billigung durch kommunale und staatliche Kontroll- und Auffichtsinstanzen ent¬
scheidend war, erklärt sich auch die Einstellung der Generaldirektoren. Mit den Verhältnissen bei den
Kommunen, ihren Sorgen und Nöten durch langjährige praktische Zusammenarbeit völlig vertraut,
konnten sie bezüglich der Berechtigung des angemeldeten Kreditbedarfs keinerlei grundsätzliche Bedenken
hegen. Daß trotzdem ihre gesamte Kreditpolitik nur dadurch erklärlich wird, daß sie getragen war von
einer weitgehend optimistischen Beurteilung der künftigen wirtfchaftlichen Entwicklung, braucht nicht
erst hervorgehoben zu werden. Mit einem folchen Optimismus standen aber die Generaldirektoren nicht
allein da. Er war — wie bereits oben ausgeführt — das Signum der Zeit.

An der Bonität der Kommunalkredite Zweifel zu hegen, lag kein Anlaß vor. Diefe Bonität ist in
erster Linie durch die Haftung der Gewährsverbände begründet und findet in der gefetzlichenAnerken¬
nung ihrer Mündelsicherheit ihre Grundlage. Auch von der Deutschen Nevisions- und Treuhand-Aktien¬
gesellschaft ist von einer Nachprüfung der Bonität der Kommunen Abstand genommen worden. Erst recht
war damals kein Grund dazu gegeben.

Nicht allein in Deutschland, sondern vor allem auch im Auslande erfreuten sich die deutschen Städte
eines ganz besonders hohen Vertrauens bezüglich der Sicherheit der ihneu geliehenen Gelder. Seit dem
Jahre 1926 wurden vom ausländischen Kapitalmarkt die Anleihen der deutschen öffentlich-rechtlichen
Körperschaften und gemeinwirtfchaftlichen Unternehmungen gegenüber denen der Privatwirtschaft sicht¬
lich bevorzugt.

Auch heute besteht noch kein Anlaß, an den Kapitalforderungen an die Kommunen Abschreibungen
vorzunehmen, wie denn überhaupt hervorgehoben werden muß, daß es sich bei der Landesbank nicht um
Fragen der Bonität ihrer Forderungen, sondern lediglich der Liquidität handelt.

Damit gelangen wir zur entscheidenden

Frage 2: Konnte (neben der Höhe der Kreditgewährung an sich) insbesondere die Verwendung
kurzfristiger Gelder zu langfristigen Investitionszwecken verantwortet werden?

In dem Bericht der Prüfungskommifsion heißt es hierüber, daß ein relativ großer Teil der Kom¬
munalkredite zwar formell kurzfristig gegeben wurde, daß es sich hier jedoch, wirtschaftlich gefehen,
größtenteils um Vorschüsse auf langfristige Darlehen gehandelt habe, deren Ablösung auf andere Weise
im allgemeinen nicht erwartet werden konnte. So komme auch in den in den Geschäftsberichten abge¬
druckten Statistiken über den Verwendungszweck der ausgeliehenen Kommunalkredite zum Ausdruck,
daß die kurzfristigen Kredite größtenteils langfristigen Zwecken gedient hätten. Der Anteil, der als kurz¬
fristig bezeichneten Kommunalkredite betrage per 30. November 1931 rund 264 Millionen H^L bei Ge¬
samtausleihungen in Höhe von rund 667 Millionen H^L (ohne Aufwertungsforderungen). Der weitaus
größte Block der noch nicht konsolidierten, jedoch praktisch nicht anders als durch Umschuldung zu reali¬
sierenden Aktiven sei mit Mitteln finanziert worden, die keinerlei Krisenfestigkeit besitzen. Der Eintritt
der Zahlungsstockung sei zeitlich in erster Linie bedingt durch die geringe Liquiditätsvorsorge, wie sie sich
insbesondere für die letzten Monate vor Ausbruch der Krife ergäbe. Die tieferen Ursachen des Zusam-
menbruchs lägen dagegen in dem bantpolitisch gefährlichen und wenig krisenfesten Aufbau des Geschäfts
der Bank überhaupt.

Hierzu ist folgendes zu bemerken:

Daß aus den bekannten Gründen heraus eine Finanzierung von ihrer Natur nach langfristigen Kredit¬
bedürfnissen im großen Umfange durch die Wiederausleihung kurzfristig hereingenommener Gelder er¬
folgt ist, steht fest. Wenn auch der überwiegende Teil dieser Gelder zwar in formell kurzfristiger
Weife weitergeleitet wurde — wenn fernerhin die Fähigkeit der Kommunen zur Rückzahlung ihrer kurz¬
fristigen Kredite bei Fälligkeit wenigstens in einem gewissen Umfange vorausgefetzt werden konnte —
wenn schließlichauch auf Grund der gemachten Erfahrungen mit einer weitgehenden Stabilität der kurz¬
fristig hereingenommenen Gelder gerechnet werden durfte —, so war doch von vornherein eine Konsoli¬
dierung der schwebenden kurzfristigen Kommunalschulden ernstlich ins Auge zu fassen.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Generaldirektoren in ihren Erwartungen über die Mög¬
lichkeiten einer Umschuldung sich weitgehend getäuscht haben. Das besagt jedoch nicht, daß diese Erwar¬
tungen von vornherein unberechtigt waren. Es darf in diesem Zusammenhang an die Rede erinnert
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werden, die ReichswirtschaftsministerNr. Warmbold als Ausführungen des Herrn Reichskanzlers
Dr. Nrüning gelegentlich des Festbanketts der Amerikanischen Handelskammerin Berlin am 12. Dezem¬
ber 1931 verlesen hat. Gs heißt darin in bezug auf die Entstehungder kurzfristigen Kredite: „Auch hier,
wo die Kreditnehmer nicht nur Länder und Gemeinden, sondern Unternehmungen der privaten Wirt¬
schaft, vor allen Dingen Banken waren, muß man fich in die Zeit der Aufnahme der Kredite
zurückversetzen, um den Beteiligten gerecht zu werden."

Von einem führenden rheinifchen Bankier, Dr. Pferdmenges-Köln, wurde in einer kürzlich gehaltenen
Rede zum Thema der Finanzierung langfristigerAnlagezwecke durch kurzfristig hereingenommeneGelder
folgendes ausgeführt: „Durfte man es wagen, die Wirtfchaftweiter auf- und auszubauen mit zunächst
kurzfristig gegebenem Gelde in der Hoffnung, die weitergeleiteten Kredite durch allmähliche langfristige
Umwandlung wieder abzulösen? Theoretische Bedenkensprachen dagegen. Ausländische Geldgeberund
inländischeKreditnehmer sorgten jedoch dafür, diese Bedenken zu zerstreuen. Das Ausland kritisierte
scharf den deutschen Kleinmut, der zur eigenen Zuknnft weniger Vertrauen als seine ausländischen Geld¬
geber besaß. Die deutsche treditbedürftige Wirtschaft warf den Banken den Mangel echten kaufmännifchen
Geistes mit risikofreudigemEinspringen für das nationale Wirtschaftstnteresse,ein naives Festhalten an
veralteten Liquiditätsbegriffen vor. Bei den Banken stellte man sich dementsprechendum. Seit Gene¬
rationen überkommeneTraditionen flogen fchwerenHerzens über Bord. Man wagte den Schritt in
Kenntnis feiner Gefahr — aber getrieben vom Dränge der Zeit und in dem Glauben an eine bessere
Zukunft. Die Hoffnung trog. Die Aussichten auf Umwandlung der kurzfristig gegebenenKredite schwan¬
den immer mehr. Der Ausbruch der Weltkrise riegelte den ausländischen Kapitalmarkt nahezu vollständig
von uns ab. Der Inlandsmarkt allein konnte niemals den gewaltig angewachsenenBedürfnissengenü¬
gen. Die der Wirtschaftgewährten Kredite waren damit praktifch eingefroren."

Hier ist mit wenigen Worten der Weg umrissen, der neben manch anderen erheblich größeren
Kreditinstituten auch der Landesbankder Nheinprovinzzum Wege des Verhängnissesgeworden ist. Daß
die Leitung der Landesbank die ihr gegebenen Möglichkeiten zur Ausschöpfungihres Emifsionskredites
nicht in genügender Weife ausgenutzt hat, kann ihr nicht zum Vorwurf gemacht werden. Dies gilt für
die früheren Jahre, das gilt insbesondereseit dem Jahre 1929, wo die Leitung der Landesbankder Nhein¬
provinz sich nachdrücklichstum eine Umschuldung der rheinifchen Kommunen im Rahmen der geplanten
großen Umfchuldungsaktionbemüht hat.

Auf Grund diefer Bemühungen gelang es in den Jahren 1930 bis Ende Mai 1931 folgende langfristige
Mittel für Umfchuldungund Neuausleihung hereinzubekommen:

1930 (ausweislich des Geschäftsberichtsfür das Jahr 1930 Seite 10—11)
ll) durch Begebung von Kommunalanleihen der Landesbank ..........44 200 000H^
d) durch Begebung von Pfandbriefen .................... 20 250 000 „
e) durch Hereinnahme von 4 bis 10 Iahresgeldern .............. 1 7 500 000 „

insgesamt 81950 000^?^
Im Jahre 1931 bis 31. Mai 1931 (ausweislichder von der DeutschenRevisions- und Treuhand-

gefellfchaft aufgestellten Übersicht — s. Positionsziffer 15 des Berichts —) insgesamt 41 300 000 H^
und zwar erzielt durch Verstärkung der eigenen Mittel um ... 10 900 000 H^L
der langfristigen Darlehen um ................ 30 400 000 „

insgesamt 41300 000 „
so daß sich also bereits hieraus für die Jahre 1930 bis 31. Mai 1931 eine Zunahme
der langfristigen Mittel um insgefamt ................... 123 250 000 „
ergibt, eine Leistung, der man die Anerkennung nicht wird versagen können. Dazu kommen ferner die
auf der Basis der Umfchuldungsaktionim Jahre 1930 hereingenommenen Sparkassengelder.

Es gelang weiterhin durch Umwandlung von Dreimonatsgeldern in Sechsmonats-und Iahresgelder
die innere Konsolidierungzu verbessern. Diese Abschlüssebezifferten fich

1930 .......65 Millionen H„L Iahresgelder,
1.1.—31. 5.1931 .......35 Millionen H^ Iahresgelder,

75 Millionen H^F Sechsmonatsgelder.
Diese Ziffern lassen deutlich die ernsten Bemühungen der Bantleitung um eine Verbesserungder

Liquidität erkennen.
Daß diese Liquidität innerhalb der letzten Monate schließlich doch nicht ausreichendwar, um den an

die Landesbank herantretenden gewaltigen Anforderungen Genüge tun zu können, hat der Gang der
Ereigniffe allerdings augenfcheinlich erwiesen. Daß dieser Liquiditatsmang el Folge einer zu geringen
Liquidität^Vorsorge im subjektiven Sinne war, läßt sich dagegen bei Würdigung der gesamten Ver¬
hältnisse nach Auffassung der unterzeichnetenKommission nicht sagen. Die Kommission befindet sich hier¬
bei in Übereinstimmungmit dem Gutachten der Vereinigung von Banken und Bankiers in Rheinland
und Westfalen.
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Die Tatsache,daß die laufenden Revisionender Landesbankund auch noch die letzte im Februar 1931
stattgehabte, vom PreußischenInnenministerium ausgehende Revisionkeinen Grund zur Beanstandung
der ihnen bekannten Finanzierungsmethoden fanden — dies in Verbindung mit der weiteren Tatsache,
daß die Landesbank bei Beginn der Krise in der Lage war, in wenigen Wochen über 100 Millionen H^L
aus eigenen Mitteln zur Auszahlung zu bringen, ist schließlichein Beweis dafür, daß sie allen Anforde¬
rungen einer „normalen" Krise hätte gerecht werden können, und daß sie nur das Opfer einer allen über¬
raschend gekommenenkatastrophalen Zuspitzung der Dinge geworden ist, mit der zu rechnenkein
zwingender Anlaß bestand.

Gin besonderesEingehen erfordern noch die Fremdwährungs-Verpflichtungen der Landesbank, auf
deren verhältnismäßig hohen Betrag fowohl in der Öffentlichkeitwie in dem Bericht der Deutschen
Revisions- und Treuhand--Attiengefellschafthingewiesenwird. Nach dem Status per 30. November 1931
ist die Landesbankmit 144 Millionen ^^in Fremdwährung passiv. Davon war allerdings nur der weit¬
aus geringere Netrag durch unmittelbare Inanspruchnahme des Auslandsmarktes (etwa 25 Mill. H^L)
hereingeholt, der Nest mittelbar, hauptsächlichauf dem Wege über deutsche Banken.

Die Landesbankhat diese Devisenkredite in Reichsmark weitergeleitet. Dem hierin liegenden Kurs¬
risiko hat sie im wesentlichen dadurch vorzubeugengesucht, daß die in Reichsmark weitergeleiteten Kredite
mit der Goldklausel(auf Londoner Feingoldbasis) versehen wurden. Gin großer Teil der Gelder war
ursprünglichin Mark abgeschlossen,nach und nach war jedoch ihre Verlängerung nur noch in Valuta mög¬
lich geworden.

Da der größte Teil der Gelder auf sechs und zwölf Monate und länger der Bank überlassenwurde,
glaubten die Generaldirektoren, auf diese Gelder im Interesse einer Verbesserungihrer Liquidität nicht
verzichtenzu dürfen, um so mehr, als sie des weiteren dadurch in die Lage versetzt wurden, den Kom»
munalkredit verhältnismäßig billig zu geben.

Wenn vielfach die Krisis bei der Landesbank in erster Linie darauf zurückgeführt worden ist, daß sie
zu große Währungsverpflichtungen eingegangen fei und daß gerade der plötzliche Rückruf dieser Gelder
Anlaß zu der Zahlungsstockunggegeben habe, so trifft dies nicht zu. Die auf ausländischerWährung
beruhenden zurückgezogenen Gelder bildeten vielmehr nur einen Bruchteil der Summe, die der Landes¬
bank im Juli abgezogen wurde.

Ohne zu der insbesondere vom währungspolitischenStandpunkt aus gesehenenFrage der volks¬
wirtschaftlichen Berechtigung der Finanzierung von Martkrediten mit Auslaudsgeldern Stellung
nehmen zu wollen, kann doch gesagt werden, daß diese Finanzierungsmethoden bei Würdigung aller
Begleitumstände vom privatwirtschaftlichen Standpunkte der Bank aus verantwortet werden
konnten.

Zu Frage 3. Sind den Generaldirektoren hinsichtlich der Aufgliederung der letzten Bilanz oder
hinsichtlich anderer Angaben in Bilanz oder Geschäftsbericht begründete Vorwürfe zu machen?

In dem Bericht der Deutscheu Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaftwird eine Reihe von
Fragen behandelt, die mit der von den Generaldirektoren vorgenommenenund in den Geschäftsberichten
ausgewiesenen Liqniditätsberechnung sowie mit den von ihnen geübten Methoden der Bilanzierung im
Zusammenhang stehen. Die gleichen Fragen sind auch bereits in dem Bericht der Zentralen Revisions¬
stelle des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes erörtert worden.

Neben der Frage der Zweckmäßigkeit des Liquiditätsschemas ist es insbesondere die seiner
Anwendung, d.h. der richtigen Eingruppierung verschiedener Bilanzposten, die Gegenstand der Er¬
örterung gewesen ist. Es sind folgende Beanstandungen erhoben worden:
1. Einbeziehung von kommunalen Wechseln unter die liquiden Anlagen,
2. die bilanzmäßigeErfassungder Kreditoren nach den vertragsmäßig vereinbarten Laufzeiten statt nach

Fälligkeiten vom Bilanzstichtage aus und
3. die Eingruppierung von „Bankgeldern mit festen Laufzeiten" unter langfristige Anleihen. Der in

dem Bericht der Zentralrevisionsstelle enthaltene Vorwurf des Ausweises unechter Deckungsmittel
und zwar von Schatzanweisungenin Höhe von rund 40 Millionen ^?^L, die bereits bei der Preußischen
Seehandlung beliehen waren, ist in dem Prüfungsbericht der Deutfchen Treuhand- und Revisions-
Aktiengesellschaft fallen gelassen.

Im einzelnen ist hierzu folgendes zu sagen:
Das von der Landesbank der Nheinprovinz benutzte Liquid itatsschema ist seit langem bei ihr in Ge¬

brauch und in früheren Geschäftsberichten(so in den Geschäftsberichten1927 und 1929) eingehend er¬
läutert und von den Revisionenniemals beanstandet worden, so daß die Kommission leinen Anlaß sehen
kann, bezüglich seiner Verwendung irgendwelcheVorwürfe subjektiverNatur gegen die Generaldirek¬
toren erheben zu können. Was seineZweckmäßigkeitin objektiver Beziehung anbelangt, so mögen die
Auffassungenhierüber auseinandergehen. Die Kommission betrachtet es jedoch nicht als ihre Aufgabe,
hierzu des näheren Stellung zu nehmen.
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Zur Frage der richtigen Anwendung des Liquiditätsscheinas ist folgendes zu sagen:
1. Bezüglich der Eingruppierung der Kommunalwechselheißt es in dem Bericht der Deutscheu

Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaft,daß in der Bilanz zum 31. Dezember 1930 unter der Position
„Schecks, Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen"rund 40 Millionen Kommunalwechselaus¬
gewiesen worden seien, die im November und Dezember 1930 bei Neubewilligungen,vor allem aber bei
Verlängerungen von formell kurzfristigen Kommuualkreditengeschaffeu wordeu seien. Nach dem Ablauf
der dreimonatigen Verfallsfrist seien diese Wechseltredite wieder in rein geldliche Darlehen umgewandelt
worden.

Hierzu sei bemerkt: Selbstverständlichhandelt es sich bei den Wechseln nicht um „bei der Reichsbank
rediskontable Wechsel" im Sinne der Reichsbanksatzungen.

Tatsache ist jedoch und wird auch von dem Bericht der Deutschen Revisions-und Treuhandgesellschaft
nicht bestritten, daß rund 40 Millionen H^L kommunale Wechsel iu der Hauptsacheim Zusammenhang
mit der Aufnahme von Währungskreditenbei verfchiedenen Banken deponiert waren. Dies und die Tat¬
sache, daß ausweislichdes von den Generaldirektoren vorgelegten Schriftwechsels Aussichten auf Unter¬
bringung solcher Wechsel bei Banken gegeben erscheinen konnten, spricht u. G. dafür, daß die Einbezie¬
hung der Kommunalwechsel unter die liquiden Mittel zweiter Ordnung — und eine solche ist nur erfolgt—
verantwortet werden konnte. Wir befinden uns hierbei in Übereinstimmungmit dem Gutachten der
Vereinigung von Banken und Bankiers in Rheinland und Westfalen.

2. Was die bilanzmäßige Erfassungder Kreditoren nach den vertragsmäßig vereinbarten Laufzeiten
statt nach Fälligkeiten vom Bilanzstichtageaus betrifft, so ist hierzu zu bemerken,daß diese Kreditoren,
auch soweit sie innerhalb 7 Tage nach dem Bilanzstichtagefällig geworden find, unter die ihrer vertrag¬
lichen Laufzeit entsprechendenPosition aufgenommen worden sind, statt — wie dies in dem Berichte
der Treuhand- und Nevisionsgesellschaft als richtig betrachtet wird — unter die innerhalb 7 Tage fällig
werdenden Gelder. Betrachtet man die Bilanz als Orientieruugsmittel über die gesamte Kreditpolitik
der Bank, insbefondere alfo als Mittel zur Erkenntnis über die Aufgliederung der hereingenommenen
Gelder, dann ist allerdings diese Art der Vorbuchungrichtig. Betrachtet man dagegen die Bilanz als
Grkenntnisquellefür die Liquidität, dann kommt man auf Grund dieser Aufklärungzu irrigen Schlüssen.

Ob man sich der einen oder anderen Auffafsung als der richtigen anschließen will, mag hier dahin¬
gestellt bleiben. Auf jeden Fall sieht die KommissionkeinerleiAnlaß für die Vermutung, daß es den
Generaldirektoren bei der von ihnen angewandten Methode der Bilanzierung darum zu tun gewesen ist,
eine irrige Vorstellung über den Grad der Liquidität herbeizuführen.

3. In der Bilanz find in der Position „langfristigeAnleihen" unter dem Titel „Bankgeldermit festen
Laufzeiten" im größeren Umfange Drei- uud Sechsmonatsgelder sowie Iahresgelder ausgewiesen, eine
Handhabung, die im Gegensatz zu den üblichen Bilanzierungsmethoden steht und die geeignet ist, bei den
nicht in Einzelheiten der Bilanz Eingeweihten eine falsche Vorstellung über den Charakter dieser Gelder
und über den Umfang der konsolidiertenVerpflichtungen zu erwecken.

Maßgebend für die Vilanzierungsmethode war die langjährige Beobachtung, daß die betreffenden
Gelder, wenn auch Veränderungen hinsichtlich ihrer Zusammensetzungim einzelnen unterworfen, so doch
hinsichtlich ihres Gesamtbetrages eine weitgehendeStabilität aufwiesen. Ihr Gegenbild findet diefe auf
der Passivseitevorgenommene Bilanzierung auf der Aktivseite darin, daß dort formell kurzfristig bege-
bene, aber ihrem Charakter nach langfristige Kommunaldarlehen unter der Position „langfristigeDar¬
lehen" ausgewiefen werden.

Die Tatsache,daß die angewandte Methode langjährig in Gebrauch war und von den vielfachen Re¬
visionen nicht beanstandet worden ist, fpricht unbedingt für den guten Glauben der Generaldirektoren,
der im Einklang mit der Auffafsungder Kommission auch in dem Gutachten der Vereinigung von Banken
und Bankiers in Rheinland und Westfalenangenommen worden ist, obwohl, genau so wie dies die Kom¬
mission tut, auch dort gegen die Zweckmäßigkeit der gewählten Bilanzierung im Interesse einer unbe¬
dingten Bilanzklarheit Bedenken erhoben worden sind.

III. Gegenwarts- und Iukunftsfragen.
Nachdemdie Landesbank Ende Juni in Zahlungsschwierigkeitengeraten war, ist nach langen Ver¬

handlungen im September 1931 eine Stützungsaltion zugunsten der Landesbankerfolgt. Die Stützungs¬
aktion bestand darin, daß das Reich und Preußen für Garantiezweckezusammen 240 Millionen Schah-
anweisungen bereitgestellthaben und zwar 115 Millionen mit fünfjähriger Laufzeit, 75 Millionen mit
2^jähriger Laufzeit und 50 Millionen mit einjähriger Laufzeit. 75 Millionen wurden davon verwandt
zur Beschaffungeines Kredits bei der Akzept- und Garantiebank, der sich nach Abzug der Diskontkosten
auf rund 73,4 Millionen bezifferte.Zur Zeit stehen noch mehr als 100 Millionen zu Sicherungszwecken zur
Verfügung, ein Beweis, welche Schwierigkeiten der Verwertung dieser Schatzanweisungenim Wege
stehen.

Der Status der Landesbank ist auch heute noch aktiv, selbst wenn man einen so weitgehenden
Abschreibungs-bzw. Nückstellungsbedarfannimmt, wie dies die Deutfche Nevifions- und Treuhand-
Attiengefellfchaftin ihrem Bericht tut.
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Die Treuhand-Gesellschafterrechnet folgenden Abschreibungs-bzw. Rückstelluugsbedarf:
1. Wertpapiere ............................. 5 913 000 H^
2. Beteiligungen (Rhein. Bauernbank) .................... 268 000 „
3. Darlehen ............................... 3 090 000 „
4. Agio .................................. 350 000 .,
5. Rückkaufverpflichtungenvon Wertpapieren eigener Emission ......... 708 000 „
6. Steuern ................................ 2 631 000 .,
7. Devisen .............................. . . 1140 000 ..

zusammen 14 100 000^?^

Diesen Abschreibungenstellt die Treuhand-Gesellschaftfolgende Eigenmittel gegenüber:
Stammfonbs und Einlagen der Sparkassen .................. 30 000 000 ^?^
Offene Reserven nach Abzug der Rückstellung für die Bausparkasse ...... 5 300 000 „
Delkredere Rückstellung........................... 4 300 000 ,.
Gewinnvortrag .............................. 100 000 „
Bruttogewinn nach der vorläufigen Gewinn- und Verlustrechnungfür 1931 . ... 6 800 000 „

zusammen 47 100 000 ^?^s

so daß sich insgesamt ein Überschuß von 33 Millionen H^ ergibt, der allerdings nach Auffassungder
Treuhand-Gesellschaftzum grüßten Teil durch die notwendigen Rückstellungenfür Geldbeschaffungs-
tosten (Disagio) aufgezehrt werden dürfte.

Zu bemerken ist hierzu, daß die vorgenommenen Abfchreibungenund Rückstellungen zum Teil als
sehr weitgehend,zum anderen Teil als nicht notwendig angesehenwerden müssen, so daß das tatsächliche
Bild sich voraussichtlich uicht unwesentlichgünstiger gestalten wird. »

Wenn die Deutsche Nevisions- und Treuhcindgesellschaftauf rückständige Zinsverpflichtungen der
Kommunen rund I V2 Millionen H^ abgeschrieben hat, so muß die Notwendigkeitdieser Abschreibung
als durchaus fraglich angesehenwerden. Im übrigen ist hervorzuheben, daß außer dem Verlust bei der
Rheinischen Bauernbank nennenswerte Abschreibungen auf die Debitoren nicht vorgenommen zu werden
brauchen und daß überdies, foweit folche Abfchreibungendurch die Treuhand-Gefellschafterfolgt find,
man hinsichtlich ihrer Notwendigkeitdurchaus anderer Meinung sein kann.

Was die Rückstellungen für Geldbeschaffungskosteu(Disagio) anbelangt, so bemerkt die Treuhand-
Gesellschaft hierzu, daß die langfristigenDarlehen die aufgenommenen langfristigen Anleihen um rund
100 Millionen H^L übersteigen. Da durch die letzte Notverordnung die Verzinsung der Darlehen auf
6"X> herabgesetzt worden sei, kämen, um den Zinsendienstauszugleichen,für die noch fehlendelangfristige
Refinanzierung nur 6'X.ige Anleihen in Frage, die jedoch unter den heutigen Kapitalmarktverhältnissen,
wenn überhaupt, nur unter Inkaufnahme eines ganz erheblichen Disagios (bei 8,5^, Effektivverzinsung
rund 30°X>) aufzulegen wären. Eine Weiterwälzung dieser hohen Disagiokosten auf die betreffenden
Darlehnsnehmer sei nicht mehr möglich. Ferner sei zu beachten, daß auch im mittelfristigen Geschäft
die Forderungen die Verpflichtungen um rund 55 Millionen H^ überstiegen. Auch hier erscheine es
zweifelhaft, ob die entstehendenneuen Geldbeschaffungskosten immer voll auf die Darlehnsnehmer um¬
gelegt werden könnten.

Hierzu ist folgendes zu sagen: Selbstverständlichwird sich ein Disagio nicht vermeiden lassen. Der
von der Treuhand-Gesellschaftangenommene, das Grundkapital aufzehrende Disagioverlust muß aber
als wesentlich zu hoch angesehenwerden. Nach dem von der DeutschenNevisions-und Treuhandgesell-
fchaft per 30. November 1931 aufgestelltenStatus überwiege» die langfristigenAusleihungen die lang¬
fristig hereingenommenen Darlehen um genau 95,9 Millionen ^?^L. Das eigene Kapital der Bank in
Höhe von 30,6 Millionen H^L ist dabei ganz unberücksichtigt geblieben. Es scheint weiterhin nicht oder
nicht genügend von der Treuhandgesellschaftbei Abschätzung des Disagioverlustes aus Mittel- und lang¬
fristigen Ausleihungen berücksichtigt zu sein, daß ein großer Betrag der mittelfristigen Ausleihungen
bereits im nächsten Jahre fällig wird und zudem fortlaufend die Annuitäten der langfristigen Aus¬
leihungen rückzahlbarwerden.

Hieraus ergibt sich, daß selbst bei voller Berücksichtigungdes künftigen voraussichtlichenDisagio¬
verlustes der Status der Landesbank auch heute noch aktiv, und zwar nicht unwesentlich aktiv ist.

Mit Rücksicht auf die Liquidität der Landesbankbedarf es jedoch dringend neuer Hilfsmaßnahmen.
Zinfendienstund Regulierung der demnächst fällig werdenden Kreditorenverpflichtungenstellen die

Landesbank vor eine fchwierigeSituation, um so mehr, als die Kommunen, die selbstverständlich zu
irgendwelchenKapitalrückzahlungennicht in der Lage sind, darüber hinaus mit 14—15 Milliouen H^s
Zinsen im Rückstände gebliebensind und mit weiterem Ansteigender Rückstände gerechnetwerden muß.
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Daneben werden sich Teilrückzahlungenan die Gläubiger auf die allmählichfällig werdenden Ver¬
pflichtungen der Bank in gewifsem Umfange nicht vermeiden lassen, wenn auch zu hoffen steht, daß es
gelingen wird, zu weiteren Stillhaltevereinbarungen zu gelangen.

Unter diefen Umständen bedarf es einer weiteren Stützungsaktion, die im Hinblick auf die Ge-
samtlage der Bank als durchaus gerechtfertigt erfcheinen muß. Denn im Gegensatz zu den Sanie¬
rungsmaßnahmen bei den großen privaten Aktienbanken würde es sich hier um eine reine Liquiditätshilfe
handeln, die mit irgendwelchennennenswerten Verlustrisiken uicht behaftet ist.

Die Landesbllnk,die eine fast fünfzigjährige ehrenvolleund erfolgreicheVergangenheit im Dienste
der Nheinprovinz hinter sich hat und die in erster Linie das Opfer einer nicht vorcmssehbaren katastropha¬
len Zuspitzung der Geld- und Wirtschaftskriseim Juni/Juli 1931 geworden ist, darf erwarten, als
öffentlich-rechtliche gemeinnützige Anstalt nicht schlechter behandelt zu werden als
die privaten Geldinstitute, denen ausreichende Hilfe unter wesentlich ungünstigeren
Voraussetzungen zuteil geworden ist.

Eines darf allerdings hierbei nicht außer acht gelassen werden: Auf die Dauer wird sich die eigene
finanzielle Lage der Landesbank nur in Verbindung mit einer Wiederherstellunggeordneter Finanz-
Verhältnisse in den Kommunen sicherstellen lassen. Dazu ist aber notwendig: Energische Inangriffnahme
und Durchführung der zu lange verzögerten Umschulduugsaktionzugunsten der Kommunen und eine
Rückführung der die Kraft der Kommunen übersteigendenWohlfahrtsausgaben auf eiu erträgliches Maß
durch Beihilfe des Reichs und gerechtereLastenverteilung.

Düsseldorf, den 18. April 1932.

Dr. Wesenfeld, Loenartz, Steinbüchel.
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